
UNSERE

Rechtsstaats·
politik Ein starkes Parlament 

schaut hin
Der Ständige Ausschuss gehört zu den wichtigs-
ten, aber wenig bekannten Gremien des Landtags. 
Er wahrt die Rechte des Parlaments gegenüber 
der Landesregierung – besonders zwischen den 
Wahlperioden. Zugleich befasst er sich mit Ver-
fassungs- und Rechtsfragen, Justiz, Migration, 
Medien, Rundfunk, Datenschutz sowie Bund- und 
Europaangelegenheiten.

Wo die Regierung handelt, muss 
das Parlament hinschauen. 

Der Ausschuss prüft Ent-
scheidungen, hinterfragt 
Abläufe und bringt eigene 
Initiativen ein. Denn 
ein starker Rechtsstaat 
braucht klare Regeln, 
wirksame Kontrolle und 

eine Regierung, die dem 
Parlament Rechenschaft 

ablegt.

Wir kontrollieren  
die Regierung
Ein starker Rechtsstaat braucht klare Regeln, 
 wirksame Kontrolle und verlässliche Institutionen.

Unser Kurs
I M L A N DTAG VON BA DEN-W Ü RT T EM BERG

 Rechte des Landtags  
gegenüber der Regierung sichern

	 Justiz	personell,	finanziell	 
und digital stärken

 Gerichte, Staatsanwaltschaften und 
Justizvollzug	handlungsfähig	halten

 Ausländer- und Asylrecht 
konsequent anwenden

 Rückführungsregelungen  
wirksam umsetzen

 Missbrauch des Asyl- und 
Sozialsystems verhindern

	 Öffentlich-rechtlichen	Rundfunk	
auf einen schlanken Grundfunk 
beschränken

 Datenschutz und informationelle 
Selbstbestimmung schützen

 Staatsministerium und 
Regierungskommunikation  
kritisch kontrollieren

Recht stärken –  
Regierung kontrollieren
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F Ü R EI N EN STA R K EN R EC H T SSTA AT
 

Justiz stärken
Recht schützt nur, wenn es zügig und zuverlässig 
durchgesetzt wird. Dafür brauchen Gerichte, Staats-
anwaltschaften und der Justizvollzug genügend 
 Richter, Staatsanwälte und moderne Technik.

Wir als AfD-Fraktion wollen eine Justiz, die personell 
und finanziell so ausgestattet ist, dass Verfahren 
nicht unnötig stocken und Strafen vollzogen wer-
den können. Sinnvolle Digitalisierung soll Beschäf-
tigte entlasten und Abläufe beschleunigen – ohne 
 richter liche Unabhängigkeit oder Datenschutz zu 
schwächen. Nur ein handlungsfähiger Rechtsstaat 
gibt Bürgern Sicherheit und Vertrauen.

GELT EN DES R EC H T A N W EN DEN
 

Migration steuern –  
Recht durchsetzen
Ein Rechtsstaat verliert Glaubwürdigkeit, wenn seine 
Regeln nicht durchgesetzt werden. Das gilt besonders 
im Ausländer- und Asylrecht. Wer kein Bleiberecht hat, 
muss das Land wieder verlassen. Bestehende Rück-
führungsregelungen müssen wirksam umgesetzt 
werden.

Wir als AfD-Fraktion fordern eine konsequente 
 Migrations- und Abschiebepolitik, klare Zuständig-
keiten und die lückenlose Anwendung geltenden 
Rechts. Missbrauch des Asyl- und Sozialsystems darf 
nicht geduldet werden. Es braucht klare  Grenzen, 
 verlässliche Verfahren und Entscheidungen,  
die  tatsächlich vollzogen werden. (Drs. 17/2929)

M AC H T BR AUC H T KON T ROL L E
 

Regierungshandeln 
offenlegen
Das Staatsministerium koordiniert die Arbeit der 
Landesregierung. Gerade deshalb braucht es eine 
kritische parlamentarische Begleitung. Als größte 
Oppositionsfraktion haben wir hier eine besondere 
Verantwortung.

Wir kontrollieren Regierungshandeln in Staats- und 
Verfassungsfragen, bei Justiz, Migration, Medien und 
Datenschutz. Auch Entscheidungen mit Bezug zu 
Bund und Europa müssen nachvollziehbar bleiben. 
Wir als Fraktion stellen Fragen, verlangen Begrün-
dungen und bringen eigene Gesetzesvorschläge ein. 
Macht braucht Kontrolle – sichtbar, sachlich und 
konsequent.

RU N DF U N K N E U DEN K EN
 

Grundfunk statt 
Gebührenapparat
Der öffentlich-rechtliche Rundfunk soll der 
 Information und freien Meinungsbildung dienen.  
In seiner heutigen Form ist er jedoch zu groß,  
zu teuer und politisch unausgewogen. Bürger 
 müssen einen Pflichtbeitrag zahlen –  
unabhängig davon, ob sie das Angebot nutzen.

Wir setzen auf einen Grundfunk mit schlanken 
Strukturen und minimalen Kosten, der sich auf 
die Grundversorgung beschränkt, beispielsweise 
die Übertragung von Plenardebatten. Das Bundes-
ver fassungsgericht hat im Zusammenhang mit 
dem verfassungswidrigen ZDF-Staatsvertrag klare 
Grenzen für staatlichen und staatsnahen Einfluss in 
Rundfunkgremien gezogen. Diese Anforderungen an 
Staatsferne und politische Unabhängigkeit dürfen 
auch beim SWR nicht ignoriert werden.
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